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Beratungsfolge Termin Status 
Stadtverordnetenversammlung 27.05.2021 öffentlich 

beschließend 
 
Gemeinsamer Antrag der FDP-Fraktion, der SPD-Fraktion und der Fraktion DIE LINKE 
betreffend weiteres Vorgehen hinsichtlich der Kapitalanlagerichtlinie und des zweiten 
Gutachtens 
hier: Änderungsempfehlung des Haupt- und Finanzausschusses 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge wie folgt beschließen: 
 
A.  

 

Der Magistrat wird beauftragt sicherzustellen, dass bei aktuellen Geldanlagen die folgenden 

Punkte bis zum Beschluss einer neuen Kapitalanlagerichtlinie Beachtung finden:  

 

1. Einzelne Geldanlagen dürfen einen Anlagebetrag in Höhe von 5 Mio. EUR nicht über-

schreiten. Die gesamten Geldanlagen bei einem Institut dürfen bei kurzfristigen, mittelfris-

tigen und längerfristigen Anlagen insgesamt und ohne Ausnahme nur 15 Mio. EUR betra-

gen. 

 

2. Sichteinlagen dürfen nur bei den Sparkassen, Genossenschaftsbanken und bei der Deut-

schen Bundesbank angelegt werden. Ausnahmen, bis zu den unter Pkt. 1 aufgeführten 

Betragsgrenzen, gelten lediglich für die bereits bestehenden Girokonten bei der Postbank 

und der Deutschen Bank AG sowie für das Depotkonto bei der Caceis Bank. 

 

3. Termingeld und Festgeld können auch bei Geschäftsbanken außerhalb des Genossen-

schafts- und Sparkassensektors angelegt werden, wenn ein Minimumrating von einer der 

drei in den Richtlinien genannten Agenturen vorhanden ist und keine dieser Agenturen 

schlechter rated als Minimum - also mindestens eine Stufe über der untersten Stufe für 

die Einstufung "Investment Grade". 

 

4.  Es gilt das Vieraugenprinzip, d. h. die Fachbereichsleitung ist bei der Anlageentscheidung 

einzubeziehen und die Abstimmung mit dem Stadtkämmerer vor der Anlageentscheidung 

vorzunehmen. Die Abstimmung ist zu dokumentieren. Sofern eine vorherige Abstimmung 

mit dem Kämmerer gemäß Satz 1 nicht möglich ist, so ist die Anlage nicht zu tätigen. 

Eventuell anfallende Verwahrentgelte sind in Kauf zu nehmen. 
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B.  

 

Weiterhin wird der Magistrat beauftragt, bei der Beauftragung eines Gutachtens aufgrund der 

einstimmig beschlossenen Empfehlung gemäß TOP 2 aus der 40. Sitzung des HFA vom 

22.03.2021 die folgenden Fragestellungen beantworten zu lassen:  

 

1. Stellt die nachträgliche Information des Bürgermeisters ein Abstimmen über eine Geldan-

lage im Sinne der Ziffer 10.2. Satz 2 der KapAnRiLi dar? 

 

2. Sind in die Soll-in-der-Regel-Grenze der Ziffer 5.3 (3) KapAnRiLi in Höhe von 15 Mio. EUR 

pro Institut auch die kurzfristige Geldanlage mit einzubeziehen? 

 

3. Ist eine Geldanlage bei einer Bank mit einer nicht in der KapAnRiLi explizit genannten 

Ratingagentur zulässig? 

 
 
Begründung: 
 
Die Vorlage 2021/0029/stv wurde im Haupt- und Finanzausschuss ausführlich beraten. 
 
Seitens des Bürgermeisters wurde vorgeschlagen, den Beschluss, wie unter Pkt. A Nr. 2 kursiv 
dargestellt, zu ergänzen, da es sich bei Sichteinlagen um Geldeinlagen ohne Laufzeit oder 
Kündigungsfrist, beziehungsweise mit Kündigungsfristen unter einem Monat handelt und dazu 
auch sämtliche Girokonten der Stadtkasse zählen. Neben der Frankfurter Sparkasse, der 
Taunus-Sparkasse und der Frankfurter Volksbank, führt die Stadtkasse seit Jahren auch Gi-
rokonten bei der Postbank und der Deutschen Bank AG.  
 
Das Postbank-Konto dient u. a. als Einlösekonto für externe Lastschriften (Kfz-Steuer, Ver-
sorgungskasse, Telefonrechnungen etc.). Des Weiteren wird dieses Konto sowie auch das 
Girokonto bei der Deutschen Bank AG seit Jahren im Außenverhältnis (Bescheide etc.) als 
Bankverbindung der Stadt Eschborn genutzt. Auf dem Postbank-Konto besteht eine Frei-
grenze von 100.000 € und auf dem Deutsche Bank-Konto von 1 Mio. €.  
 
Bei dem Caceis-Konto handelt es sich um ein Depotkonto. Hierüber werden alle Geldbewe-
gungen bezüglich des Master-Spezial-Fonds und Geldmarktfonds getätigt. Die Auswahl der 
Caceis Bank als Depotbank wurde im Ausschreibungsprozess MSF getroffen. Hierüber läuft 
auch der ESG-Report für den MSF.  
 
Aus Sicht des Magistrats kann daher auf die v. g. Konten nicht verzichtet werden. 
 
Darüber hinaus soll Pkt. A Nr. 4 mit einem Hinweis auf die Verwahrentgelte ergänzt werden. 
 
Die Änderungsvorschläge wurden seitens der antragstellenden Fraktionen von FDP, SPD und 
DIE LINKE übernommen. 
 
Des Weiteren wurde eine redaktionelle Änderung unter Pkt. B Nr. 3 vorgenommen. 
 
Dem geänderten Antrag wurde einstimmig zugestimmt. 
 
 
gez.: Gabi Czeka 
 Schriftführerin 
 


